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Wırtschaftlicher Fortschritt soz1ıaler Rückschritt?

Nachdem dıe E.G-Staats- un Regierungschefs be1 ıhrem Gipfel 1m Dezember
1991 iın Maastrıicht bereıts weıtergehende Schritte der europäischen Integration
hınsıiıchtlich eıner gemeiınsamen Währung und, bescheidener, hınsıchtlich der p —
lıtıschen Unıion beschlossen haben, o1bt CS keine 7 weıtel mehr, da{fß der Bınnen-
markt tür 340 Miıllionen Bürger Z Januar 1993 realisiert wiırd Möglıicher-
welse wiırd och in den meılsten Bereichen (ohne Landwirtschaft) durch die
Rest-EFTA-Staaten 1m Rahmen des gemeınsamen europäıischen Wıiırtschafts-

W erganzt.
Weniger eindeutig pOSItLV als die wirtschaftlichen Erwartungen sınd dıiejenıgen

hinsıiıchtlich der so7z1alen Aspekte des Binnenmarkts. Dabe] o1bt 6S Z7wel-
teilige Befürchtungen:

Die Gewerkschaften in den reicheren EG-Ländern, allen in der Bun-
desrepublik, beschwören die Getahr eiınes „soz1ıalen Dumpings“. S1e befürchten
eıne „Deregulierung“ VO  e Arbeits- und Sozialgesetzen un einen ‚Abbau SO71A-
ler Errungenschaften“ ! W1e€e der Mitbestimmung. Eın verschärtfter Wettbewerb
mıiıt den Nıedriglohnländern der VOT allem Portugal, die Löhne bısher
11UT eLIwa Prozent derjenigen der Bundesrepublik betragen, könnte auch 1er
Löhne un: Arbeıitsbedingungen ruck SECTZCH; se1 CS durch tatsächlich
vollzogene W1€ angedrohte Abwanderungen deutscher Unternehmen iın andere
EG-Länder.

In den sudlichen Ländern der Gemeiinschaft un anderen Randgebieten W1€
in Irland herrscht die gegenteılıge Erwartung VO  _ S1€e befürchten, dafß der Bın-
nenmarkt VOT allem den bereıts hochentwickelten Regionen, eLIwa den alten Bun-
desländern, CU«C Wachstumsimpulse o1bt. Die technischen Vorsprunge in Ver-
bindung MmMIıt eıner ZuL ausgebauten Infrastruktur ermöglıchen CS; hohe Löhne
zahlen un beste Arbeitsbedingungen bieten; da{fß die Getahr der vermehr-
ten Abwanderung Junger un hochqualifizierter Arbeıitskräfte aus ıhren Ländern
iın die Zentren besteht. Ihr Entwicklungspotential würde dadurch gemindert un:
CS könnte sıch eine Polarısierung der Gemeinschaft ergeben, iındem die Abstände
zwıschen Peripherien un Zentren, die heute bereıts eın Verhältnis VO  5 e1INs
tünf aufweıisen, sıch och weıter vergrößern würden.

Die Problematik des Zusammenhangs VO  e} iınternationaler Konkurrenz
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un so71alem Fortschritt hat die christliche Soz1ialethik VO Anfang beschäf-
tigt . So ahm Franz Hıtze als Berater des päpstlichen Delegaten Kardınal Georg
Kopp (Breslau) der ersten internationalen Arbeitsschutzkonferenz teıl, dıe
1890 VO  - Wılhelm I8l ach Berlıin einberuten wurde. Obwohl UNter: den beteilig-
ten 13 Staaten keine Eınıgung zıustande kam, da{f® die internationale Ver-
einbarung 1im Arbeitsschutz erst 1906 geschlossen wurde, wurde maßgebli-
cher Mitwirkung VO  ; Franz Hıtze 1891 die iın ıhren Grundzügen bıs heute oültı-
C Reichsgewerbeordnung erarbeıtet, die LL seıither für Deutschland das SIrCNSg-
ST Verbot on Sonntagsarbeıit iın kuropa yarantıert, das 1im Zusammenhang miıt
dem Binnenmarkt in rage gestellt wırd Aufgrund der prosperierenden eut-
schen Wırtschaft W ar CS damals möglıch, neben den gerade verabschiedeten SO71-
alversicherungsgesetzen 1883 —1889 auch den verschärften Arbeitsschutz wirt-
schafrtlich P verkraften.

Zur 7weıten Problematik 1st Aaus soz1alethischer Sıcht festzuhalten, da{fß Wohl-
tahrtsunterschiede 7zwiıischen verschiedenen Ländern, Regionen der Personen
Insowelılt gerecht sind, als S1C auf unterschiedlichen Leıistungen bei taırem Wett-
bewerb und gerechten Startchancen beruhen. Erhebliche soz1ale Unterschiede,
die diesen Voraussetzungen nıcht entsprechen, sınd auszugleichen. Unter dieser
soz1alethischen Perspektive wiırd 1im folgenden das Binnenmarktprojekt und SE1-

komplementäre sozialpolitische Gestaltung analysıert.
In der TIradıtion der katholischen Sozıjallehre 1St VOT der Enzyklıka „Centesı1-

111US annus“ eıne Tendenz vorhanden SCWECSCH, die Marktwirtschaft als ein
unsoziales, wiıldes Gewächs anzusehen, dessen ungerechte Folgen gemildert un
so71a] korrigliert werden mussen. Dabe!] wurde unterstellt, da{fß die Marktwirt-
schaft sıch ethısch nıcht legıtımıert 1St; also allentalls als geringeres bel SC
duldet werden MUuUSsSse, eigentlich aber eıne andere gesellschaftliche Ordnung ach
dem Heılsplan der Frohbotschaft wiederhergestellt werden musse (Präambel
„Quadragesimo “  anno , Die Gründung der W1€ die Vollendung des A Sr
meınsamen Binnenmarkts stellen grundlegende ordnungspolitische und damıt
zugleich soz1alethıische Entscheidungen ZUT Etablierung eiıner europaweıten
Marktwirtschaft dar Als eın Ausdruck der Kulturgestaltung der Menschen
terliegen sS1e damıt der ethischen Beurteilung hınsıchtlich der sıttlıchen Rıchtig-
eıt dieser Entscheidungen: Werden be]l der europäıischen Integration ethisch le-
oıtımıerte Ziele verfolgt, siınd gerechte Regeln vereinbart und verantwortbare In-
stıtutionen geschaffen worden? der oibt CS A4US ethischer Sıcht 2anz andere Zie-
le, Zanz andere Regeln un galz andere Instıtutionen, die 1er angestrebt werden
sollten? Dies annn 1im folgenden nıcht umfassend, sondern MNUTLr hinsıichtlich des
europäischen Binnenmarkts un seiner so7z1alen Konsequenzen näher behandelt
werden.
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Dıie soz1ialethische Beurteijlung des BiınnenmarktsE E E y N E E D
Ziel der europäischen Integration W ar 6S 1ın der Nachkriegszeit, durch verstärk-
ten wirtschaftlichen Austausch un: CNSCIC Verbindung VO Volkswirtschaften
das friedliche Zusammenleben VO  ' Völkern ördern. Heute stehen stärker die
Vergrößerung des wiırtschaftlichen und soz1alen Fortschritts einschliefslich des
Abbaus ökonomuischer Unterschiede in der Gemeinschaftt 1mM Vordergrund. Dazu
werden eın yemeınsamer Markt un eın europaweıter Wettbewerb als die wirk-
amsten und gewichtigsten Instrumente angesehen.

Nachdem in der eıt VO 195% bıs 1974 eıne Reihe VO Fortschritten An

Schaffung eines gemeınsamen Marktes erzielt worden kam CS Mıtte der
/70er Jahre bıs Mıtte der s0er Jahre eıner Stagnatıon, teilweise Inte-
grationsrückschrıtten ınfolge der beiden Ölpreiskrisen un durch die Erweıte-
ruNns der Gemeinschaft bedingt. Die damıt deutlich gewordenen Getahren eıner
kollektiven Selbstschädigung der Mitgliedsländer der Gemeıinschaft, ındem CUH«C

Handelsschranken wıedererrichtet wurden, sollten durch das Binnenmarktkon-
ZCDL gebannt werden. Der Binnenmarkt stellt den Versuch dar, eiınem Null-Sum-
men-Spiel entweıchen, der eine versucht, Vorteıle Lasten anderer
erzielen. Er soll vielmehr eın Posıtiv-Summen-Spiel se1n, das alle beteilıgten Lar
der besserstellt.

Der Bınnenmarkt 1ST dadurch gekennzeıchnet, da och vorhandene Hemm-
nısse beim treıen Flufß VO (sutern (z.B unterschiedliche technische Normen),
bei der Mobilität der Arbeitskräfte (Anerkennung VO Berufsabschlüssen), be]
Kapıtalbewegungen (Kapitalverkehrskontrollen) un: be1 Dienstleistungen (Nıe-
derlassungsfreiheit tür Banken und Versicherungen) tallen sollen. Außerdem sol-
len die Staaten (außer iIm Kernbereich der Hoheitsrechte) Bürger anderer
Länder 1m eigenen Dtaatsapparat (Bıldungswesen, Bahn, Post) beschäftigen un
öffentliche Aufträge EG-weıt ausschreiben. Der Wegfall der Grenzkontrollen
soll für alle Bürger sıchtbares Zeichen des gemeınsamen Binnenmarkts se1In.

Durch Abbau überflüssiıger Kosten (z.B der Grenzkontrollen), verschärtten
Wettbewerh auch in bısher natıonal geschützten Märkten USW soll eın Wachs-
tumspotentıial VO  z} rund 200 Milliarden EGU HC  e 2,04 DM) freigesetzt
werden?. Die Zahl der Arbeitsplätze soll 7zwıschen 7wel bıs fünf Millionen ste1l-
SCH (bei 12,4 Millionen Arbeitslosen 1990 in der EG); wobe]l dıe tatsächliche
Beschäftigungsentwicklung bıs 990 sieben Mıiıllionen zusätzlıche Arbeits-
plätze)* eher die optimistischere Varıante wahrscheinlich macht. Die Preıise sol-
len sechs Prozent langsamer wachsen, die Staatsverschuldung annn
billigerer Einkäufe Z7wel Prozent des Bruttosozialprodukts reduziert werden.
Praktisch alle LELG-Bürger können als Konsumenten und Steuerzahler, als Arbeit-
nehmer un! Unternehmer VO Binnenmarkt profitieren.

Sozıialethisch 1St dieses Projekt der Verbesserung der materiellen Möglichkei-
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ten innerhalb der (ın der CS Miıllionen relatıv AÄArme geben soll>) 1m
Grundsatz gerechtfertigt, WenNnNn CS nıcht Nebenwirkungen o1bt hinsıiıchtlich ande-
DE wichtiger soz1ialethischer Zıele, W1€ der Erhaltung der Schöpfung un der
weltweıten Solidarıität. Das Wachstumsprojekt des Bınnenmarkts ann be] EeNLT-

sprechender Gestaltung der Regelungen der Aufsenhandelsbeziehungen auch
Entwicklungsländern Vorteıile bringen

Problematischer 1St das Bınnenmarktkonzept hınsıchtlich seıner ökologischen
Auswirkungen In der Regel führte mehr Wachstum in der Vergangenheıt auch

mehr Energıie- un: Rohstoffverbrauch. eım Bınnenmarkt MIt einem intens1-
Güteraustausch 7zwıischen den EG-Ländern bedeutet 1es VOT allem mehr

Verkehr. Das steigende Verkehrsvolumen hat bısher alle Versuche konterkariert,
durch techniısche Ma{fS$nahmen (z.B Katalysatoren) dıe ökologischen Kosten
senken. Hıer sınd och erhebliche Anstrengungen notwendig, A Beispiel
durch weıtere Anhebungen der Mineralöl- un KFZ-Steuern, VOT allem das
Wachstum des LKW-Verkehrs W1€ auch des Lutftverkehrs beschränken.

Es mMu aber nıcht befürchtet werden, da{ß der angestrebte freie Handel letzt-
ıch umweltpolitische Ziele 1Ns Hıntertreffen geraten äßt Vielmehr lassen die
EG-+Verträge un: ıhre Auslegung durch den Europäischen Gerichtshof Z da{ß
die einzelnen EG-Staaten auch ber die europäischen Mındeststandards 1ın ıhrer
Umweltpolitik hinausgehen un: damıt möglicherweise indırekt Handelsbe-
schränkungen verursachen. SO 1St eiıne dänische Vorschriuft ZUgZUNSICNH VO Mehr-
wegverpackungen nıcht als Handelshemmnis verworftfen worden. Dies ze1ıgt, dafß
auch für den freien Bınnenmarkt der Markt nıcht das Prinzıp, sondern 1UTr eın
Instrument 1St;, das Ort un lange eingesetzt wırd, W1€e CS gemeınwohlförder-
iıch 1ISt.

Auswirkungen auf benachteiligte Länder un Regionen
Di1e bezeichnet diejenıgen Regionen als „benachteiligt“, die ein Einkommen
VO 75 Prozent un weniıger des EG-Durchschnuitts SOWIl1e deutlich überpropor-
tionale Arbeıtslosenzahlen aufweisen. Der statistisch festgestellte Rückstand
bzw eın Abweichen VO der Durchschnittsnorm wırd häufig ZU: Anlafß BC-
NOINIMMCN, „Solidarität“, das heiflßst finanzıelle Iransters ZUguUunNstenN dieser Reg10-
1CN fordern, hne eıne umfassende un: schonungslose Ursachenanaly-

der Probleme rückständiger Regionen vorzunehmen. Wenn INan solcher polı-
tisch-diplomatischer Zurückhaltung auf dem Parkett VO  m} EG-Gremıien och SA
WI1SSes Verständnis entgegenbringen kann, verwundert CS doch, dafß auch kıirchlı-
che remıen un Institutionen vorschnell ach „Solıdarıtät“ rutfen ohne die
tüurliıch polıtisch heiklen, nıchtsdestoweniger zentralen Probleme (Z.B Korrup-
tıon) anzusprechen. Wenn die chrıistliche Ethik VOT allem eıne „kritisch-stimula-
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tive“ Aufgabe (Alfons Auer) hat, MUu S1e auch solche 1im polıtischen Geschäft
tabuisierte Fragen aufgreıfen.

Hınsıchtlich des Bınnenmarkts lautet für dıe „benachteiligten“ Regionen die
Kernfrage: Haben die bısher rückständigen Länder un Regionen reale Chancen,
die Abstände verringern un: sıch den wohlhabenderen Ländern un: Regıi0-
NC  z anzunähern? Die Chancen bestehen tatsächlıch, weıl S1e Ja die weıterentwik-a a a a kelten Länder als Vorbild haben un: das Ort geschaffene Wıssen Technik,
Wırtschaftsorganisation, Gesellschaftsstruktur un: Polıtik 1Ur übernehmen
brauchen un: C NUur och den Okalen geographischen Bedingungen, vorhande-
NCN Potentialen un: TIradıtionen ıhrer Länder mussen. Nachzügler ha-
ben dabe] den großen Vorteıl, da{fß S$1e als blofße Imıtatoren Entwicklungskosten
SPparch un: Umwege un Irrtüumer vermeıden können. S1ıe können ZUu

Beispiel eım Autbau estimmter Wırtschaftszweige heute sofort ökologische
Aspekte berücksichtigen und das Problem teurer Altlastensanıerung UuMmM$SC-
hen Daher IST G6$ ıhnen möglıch, schneller un umweltverträglicher wachsen,
als 1€eSs be1 den höherentwickelten Ländern auf eiınem vergleichbaren Stand der
ökonomischen Entwicklung der Fall W Aal.

Wenn INan sıch die ökonomische Entwicklung iın den EG-Ländern se1it 1960
ansıeht, zeıgt sıch, da die zurückgebliebenen Länder autfholen Allerdings WU1l-

de iın Portugal, Griechenland un Spanıen dieser Prozefß iın den 700er Jahren
terbrochen, VOT allem durch die poliıtischen Umbruchprozesse (Übergang VO

der Dıiktatur ZANT: Demokratie) und dıe damıt verbundenen polıtıschen Instabilitä-
ten, die für prıvate Investoren 7zusätzliche Risiken darstellten.

Während sıch die Bundesrepubliık och iın den 50er un: 60er Jahren den
USA orıentieren konnte, MU: S1E heute selbst ach wirtschaftlichen, polıtischen,
technischen un: gesellschaftlıchen Innovatıonen suchen. In der Vergangenheıit
haben wirtschaftlich führende Natıonen W1e€e Grofßbritannıien der In der Nach-
kriegszeit die USA ıhre dominierende Stellung eingebüßßst, weıl Selbstzufrieden-
heit, Fehlentwicklungen un: ıhre mangelnde Korrektur (z.B Gewerkschaftssy-
Stem 1ın Grofßßbritannıen, Haushaltsdefizıit iın den USA) ıhren Vorsprung erodie-
Icn lıeßen, während Imıtatoren (Z apan, Deutschland) S1Ee e1IN- bzw überhol-
ten

Voraussetzung tür eıne wirtschaftliche Modernisierung der rückständıgen Re-
z10nen sınd anderem fachlich kompetente, nıchtkorrupte Verwaltungen
(keine Parteibuchwirtschaft) un politische Institutionen. Weıterhıin gehört 2 WAN
eine ausgebaute Infrastruktur (Verkehr, Energıe), effiziente staatlıche Dienstlei-
stungsangebote (Bahn, OSt), eın modernes Bildungswesen und leistungsfähıge
Forschungseinrichtungen, demokratisch strukturierte gesellschaftliche Urganısa-
tiıonen (Parteıen, Gewerkschaften, Verbände), Änderungen der Agrarstruktur
(Großgrundbesitz in Südspanıen, ıneffizıiente Kleinbetriebe iın Griechenland)
USW. Dabei mussen be1 eiıner Modernisierung alle Bereiche ineinandergreıfen,
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wobe]l sıch der jeweıls rückständıigste Faktor als kostenträchtiges Entwicklungs-
hemmnıs erwelıst.

Solche Hemmnisse werden nıcht leicht überwunden, weıl viele mıt polıtısch-
soz1ıalen Machtstrukturen verbunden sınd In eıner VO der Landwirtschaft do-
minıerten Gegend 1ST der Besıtz VO  = Grund un Boden un: dessen Größe eın
wesentlicher Faktor für die Stellung des einzelnen 1mM gesellschaftliıchen Gefüge.
Die Schaffung außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze (Z. B in der Industrie)
verändert solche Sozialstrukturen, weıl S$1e damıt landlosen Landarbeitern reale
Beschäftigungsalternativen bjetet un: bestehende Abhängigkeiten reduziert. Ver-
gleichbare Änderungen ergeben sıch auch für die Struktur un den Stellenwert
der Famiılıie, die als Instıtution soz1aler Sıcherung be1 eiınem Anteıl VO  z 45 Pro-
ZenNnt Selbständigen der Erwerbsbevölkerung (Griechenland) natürlich einen
anderen Status hat als in eiıner Arbeitnehmergesellschaft. Die geringe FErwerbs-

VO  > Frauen in den wenıger entwickelten FG-Ländern zeıgt ebentalls eınen
Aspekt eıner Modernisierung, der nıcht konfliktfrei überwinden I1StT.

Fın weıteres Hemmnıs tür die Entwicklung rückständiger Regionen liegt ın
zentralıistischen polıtıschen Strukturen der Länder selbst, die OIrt die natıonalen
Kessourcen in der Hauptstadt (ZB Athen) konzentrieren und eınen Sogeffekt
A4US randständigen Gebieten auslösen. Hıngegen bestanden In der alten Bundesre-
publik durch den Föderalismus un: eiıne kommunale Selbstverwaltung mıt e1ge-
N Gestaltungsspielraum relatıv AUSSCW OSCH: regionale Strukturen hne oroße
Diskrepanzen. DDies könnte sıch allerdings iınfolge der Entscheidung für den Re-
gQjerungssıtz Berlin Ündern.

Di1e zielt se1it ıhrer Gründung auf den Ausgleich verschiedener Regionen
1b un: hat a7ıu verschiedene Instrumente geschaffen: Die Europäische Inve-
stitionsbank (Sıtz ın Luxemburg), die durch zıinsgünstige Kreditvergabe VOT al-
lem Miıttel für prıvate Investitionen VO  e Klein- un: Mittelbetrieben ın Randre-
v10nen lenkt Ihr Kapıtal 1St Z Januar 1991 auf 57/,6 Milliarden EC  S VeEI-=

doppelt worden. Der Agrarfonds, Abteilung Ausrichtung, der Modernisıierun-
gCh der Landwirtschaft tinanzıert. Der Sozialfonds, der iınsbesondere die Mo-
bılıtät VO Arbeitskräften, die Umschulung und beruftfliche Qualifizierung VO  —

Jugendlichen, Frauen un: Langzeitarbeitslosen Ördert. Selt 1975 besteht der
Regionaltfonds, der besonders öffentliche Infrastrukturinvestitionen in weniger
entwickelten Gebieten ermöglıcht.

Die etzten rel Fonds werden auch als Strukturfonds bezeichnet, deren Mittel
ZUTr Vorbereitung auf den Binnenmarkt VO  e sieben (1989) auf Miılliarden ECU
(1993) verdoppelt werden. I)avon ließen 70 Prozent ach Griechenland, Portu-
oal, Spanıen un Irland, während die übrigen Miıttel auch ZUT Umstrukturierung
altındustrieller Regionen (Kohle, Stahl;, Werftten) verwendet werden. Zusätzlich
wurden ach der deutschen FEinheit VO 1991 hıs 1993 insgesamt reı Milliarden
EC  E für die fünf Bundesländer ZUTFTF Verfügung DestELt : Mıt diıesen Miıt-
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teln 1St 0S möglıch, die sachliche Infrastruktur un das Können un: Wıssen
(Humankapıtal) der Menschen vergrößern. Die Bundesrepublik bringt als
wichtigster Nettozahler ın die LEG-Kasse mehr als zehn Mılliarden jahrlich
(mıt steigender Tendenz) ZUgUNSTEN der wenıger entwickelten Regionen aut

Wıe die Erfahrung der etzten Jahre eım EG-Gründungsmitglied Italıen
ze1gt, ann 1aber durch och viele finanzıelle TIranstfers eıne Angleichung des
ökonomischen Entwicklungsstands nıcht erreicht werden, WCNN diıe Ursachen
der eigentlichen Entwicklungsrückstände (Z:B Korruption, Mafıa-Strukturen)
nıcht beseıitigt werden. Ebenso annn eın Land durch eıne unverantwortliche
Wıirtschafts- un Finanzpolitik zurückgeworten werden, etwa WCeNnN der trühere
griechische Ministerpräsident Papandreou so71ale Wohltaten aut Kredit VOT

Wahlen verteılt un rd 100 01010 Parteianhänger auftf Lebenszeit in den Staatsdienst
übernımmt !!, womıt hohe Inflationsraten un hohe Staatsschulden die Folge
sınd Portugal hat daher inzwiıischen Griechenland aut den etzten Rang der Skala
der Pro-Kopf-Einkommen der EG-Länder verwıesen. Wenn der Warnun-
sCnh der FEG-Kommıissıon VOT eıner solchen vertehlten Polıitik nachträglich Z

Sanıerung Griechenlands FEFG-Miıttel bereitgestellt werden, 1St 1€eSs soz1alethisch
zumındest problematisch un nıcht hne weıteres eiıne Tat der „Solıdarıtät“.

Zusammenftassend ann Ianl testhalten, da{fß in der tatsächliche Chancen
und materielle Möglichkeiten bestehen, die CS den wenıger entwickelten Ländern
und Regionen erlauben, überproportional den Vorteıilen des Binnenmarkts
partızıpıieren. die vorhandene FG-weıte Solidarıität tatsächlich Früchte tragt,
hängt wesentlich VO  —; der prioritären subsıidiären Eıgenverantwortung der betrof-
tenen Länder selbst ab, die die unverzıchtbar in der natiıonalen E1ıgenverantwor-
tung verbleibenden Reformschritte unternehmen mussen 12

Auswirkungen des Binnenmarkts auf den Arbeitsmarkt

Wıe erwähnt, wiırd der Binnenmarkt insgesamt eınen Zuwachs Arbeitsplätzen
bringen. Dies oılt auch für dıe deutsche Wirtschaft, die VO Binnenmarkt stark
profitieren wiırd !3, womıt auch der Neuautbau in den tüntf Ländern CI-

leichtert wırd Durch die Umstrukturierung der Wırtschatt un die praktısch
beschränkte Mobilität VO  w} Dienstleistungen, Gütern, Kapıtal un: Arbeitskräften
treten auch einıge Probleme auf dem Arbeitsmarkt auft

Probleme dürfte der Binnenmarkt zunächst eiınmal durch den Wegfall der Bın-
NCNgreNZEN selbst hervorruten. Nıcht L11UTLT Arbeıitsplätze VO  e) Z6öllnern tallen WCO
der werden VO  e) den Bınnen- die Aufßengrenzen der verlagert. Vielmehr
trıfft 1€es auch für Mitarbeiter VO priıyaten Unternehmen (Grenzspediteure) Z
deren Tätıgkeıit un: Kenntnisse VOT allem ın der Überwindung der bısher vielfäl-
tiıgen bürokratischen Schranken (Grenzformulare USW.) lag
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Eın 7zwelıtes Problem ür Arbeitnehmer besteht in den bisher geschützten
Märkten. Die Tatsache, da{fß staatliıche Auftraggeber (z Käufte der Bundespost)
bisher Preise Lasten VO Steuerzahlern un: Konsumenten zahlen, die Pro-
Zent: un: mehr ber denjenigen anderer EG-Länder bzw des Weltmarkts lıegen,
ze1gt, da{fß durch europaweıte Ausschreibungen Eiınkommen, die nıcht auf Wett-
bewerbsleistung, sondern auf staatlıchem Schutz VOT Wettbewerb der Privile-
xjerung beruhen, in rage gestellt werden. [Da sıch solche in der Okonomie
als Renteneinkommen bezeichneten Vorteıile Lasten der Allgemeinheit nıcht
1Ur Unternehmer, sondern auch Arbeitnehmer aneıgnen konnten, geraten Ar-
beıtsplätze b7zw übertarıfliche Löhne, üppıge betriebliche Sozıialleistungen uUusSs W

Druck Hıer besteht die Gefahr, da{fß der notwendiıge un soz1ıalethisch CI -

wünschte Abbau nıchtleistungsbedingter Einkommen als „soz1ales Dumping“
dıffamiert un die gemeinwohltörderlichen Regelungen des Binnenmarkts 1-

lauten werden.
Driıttens wırd der Bınnenmarkt den Strukturwandel der Wırtschaft be-

schleunıgen, da{fß Arbeıtsplätze ın schrumpfenden Wırtschaitszweigen rascher
wegfallen. Durch den Wachstumsetfekt des Binnenmarkts treten aber mehr Ar
beitsplätze hınzu als alte schwinden, da{ß sıch 1er 11UT die rage stellt, W1€ der
Strukturwandel durch die vorhandenen arbeitsmarktpolitischen Instrumente WI1€
Umschulung, Mobilitätshilfen un: eventuell Vorruhestandsprogramme soz1al-
verträglich gestaltet werden annn

Eın Abbau VO Arbeıitsplätzen durch verstärkte Abwanderung in Billıglohn-
länder hat in diesem Zusammenhang allentfalls margınale Bedeutung. Investit10-
nen iın anderen Ländern werden aulım VO den Arbeitskosten bestimmt,;
waren Ja die Investitionen in den Dritt-Welt-Ländern ın den etzten 98 Jahren
nıcht dramatıisch zurückgegangen, sondern vielmehr VO  — den Absatzchancen
(deshalb sınd dıe UJSAÄA als Hochlohnland der wichtigste Standort für deutsche
Dırektinvestitionen) un der Gesamtkonstellation der Investitionsbedingungen L4
Rechtssicherheit, qualifizierte Arbeitskräfte, eine ausgebaute Infrastruktur, effi-
zıiente öffentliche Verwaltungen us bestimmen die Investitionsbedingungen.
Neuere Berechnungen der EG-Kommissıon zeıgen, da{ß 6S W ar erhebliche Lins
terschiede in den Arbeitskosten 7zwıischen den einzelnen EG-Ländern o1bt;
Berücksichtigung der Produktivität (so hat Deutschland nıcht 1U die höchsten
Lohnkosten, sondern mıt Prozent beruflich qualifizierter Beschäftigter auch
den höchsten Ausbildungsstand) gleichen sıch die Arbeitskosten 1aber A wobeı
S1€e ach manchen Berechnungen in Deutschland geringsten sınd Das
heißt, in den EG-Ländern miıt nıedrigen Löhnen 1St die Arbeitsproduktivität
gering, dafß höhere Löhne un: bessere Sozialleistungen nıcht mögliıch sınd Wer
dıe Gefahr eıner Niedriglohnkonkurrenz in anderen EG-Ländern beschwört,
mü{fßte unterstellen, da{ß die Ort vorhandenen Gewerkschaften un demokra-
tisch gewählten Regierungen Produktivitätssteigerungen auf Dauer nıcht für
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Lohnanhebungen, Verbesserungen der Arbeitsbedingungen un erhöhte Soz1al-
leistungen nutfzen 15

Die Ötaats- un Regierungschefs VO elf der zwoltf EG-Staaten haben sıch aber
durch die auf dem EG-Giptel ın Straßburg 1989 verabschiedete Soz1ialchartal®
ausdrücklich azız bekannt, dies tatsächlich verwirklichen. Zudem beschlos-
SCH S1e in Maastrıcht, die rechtlich unverbindliche Soz1ialcharta in verbindliches
EG-Recht MMZUsetizen uch das bei dieser Frage bisher abseıits stehende rofß-
briıtannien erd sıch 1es zeıgt auch se1ın verzögerter Beıtrıtt ZU Europäischen
Währungssystem der Dynamiık des Integrationsprozesses un: damıt aut die
Dauer auch den sozlialpolıtischen Beschlüssen nıcht entziehen. Zudem hat sıch
Großbritannien durch die Ratıfiızıerung der Soz1ialcharta des Europarats VO
1961 W1€ sıeben andere EG-Staaten schon völkerrechtlich gebunden.
Darüber hınaus haben sıch die EG-Länder durch die Ratıfizierung verschiedener
Abkommen der Internationalen Arbeıitsorganisation (IAOU-Sıtz: Genf) ebenfalls
völkerrechtlich ZUur Eınhaltung VO  e bestimmten arbeitsrechtlichen Standards VeCTI-

pflichtet. Sowohl beim Europarat WI1IE be] der IA  S wırd die Eınhaltung der Vor-
schrıften regelmäßig durch Länderberichte überwacht.

Unmiuttelbar mMI1t der Entwicklung des Binnenmarkts sınd soz1alpolıtische Re-
gelungen verbunden, die Wanderarbeiter betreffen. Im Gegensatz Z0T: Produk-
t1on VO (sütern un: Dienstleistungen, die rund Prozent für andere
Länder erfolgt, spielen Arbeitskräftewanderungen in der mıiıt wenıger als
Zwel Prozent der Beschäftigten aum eıne Rolle Es 1sSt Ja auch soz1alethisch CI -

wünscht, da{ß eher Kapıtal SOWI1e (zuter un Dienstleistungen sıch ber Grenzen
hinaus bewegen, als da{ß Menschen ıhre aNZESTAMMTE Heımat verlassen un!: in
eın remdes Land gehen. Durch die gegenseıtige Anerkennung VO Dıplomen
werden Wanderungsmöglichkeiten erleichtert, da{ß in Zukunft eher qualifi-
zierte als ungelernte Arbeitskräfte wandern werden. Durch eın kommunales
Wahlrecht für alle EG-Bürger ıhrem jeweılıgen Wohnort ll die ECG-Kom-
mMiss1ıon zudem die Rechte der EG-Bürger außerhalb des Heımatlands stärken.

Be1l der grenzüberschreitenden Mobilıität drohen daher in Zukunft wenıger
Hemmunisse der Diskriminierungen. Problematıisch 1St vielmehr, dafß der Uuro-
paısche Gerichtshof durch seine Beschlüsse einer Begünstigung VO mobilen
Arbeitskräften unerwünschte FEifekte auslöst. So annn CS ach dem Fall der
Grenzen C WAR| kommen, da{fß Bewohner ELW.: in Grenzregionen sıch optimale
Kombinationen VO Wohnort, Arbeıtsplatz, Finanzanlage uUuSsSs W aussuchen. Eıne
Privilegierung der Mobiılität, ındem diese allein durch steuerliche der so7z1al-
rechtliche Bestimmungen ausgelöst wiırd, dürfte soz1alethisch nıcht gerechtftertigt
se1n. SO 1sSt CS verfehlt, W1€ 1eSs eın Urteil des Europäischen Gerichtshofs fordert,
wenn Famıilienleistungen (Kindergeld) ach dem Beschäftigungsort des Vaters,
nıcht aber ach dem Wohnsıtz der Kınder un den dortigen Lebenshaltungsko-
Sten bemessen werden.
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Der freie Güterverkehr ber Grenzen hinweg hat sozi1alpolıtıische Auswirkun-
oCh hinsıichtlich der Arbeitssicherheit. Wenn Maschinen in allen EG-Ländern
eingesetzt werden dürfen, mussen die technıschen Arbeıtsschutzbestimmungen
angeglichen werden, W as auch mıt gemeiınsamen Rıchtlinien geschehen IST: Dabe!]
1St eıne Orıentierung höchsten Standard vorgesehen.

FEın weıteres Problem stellt die FEG-weıte Ausschreibung VO Bauma{f®nahmen
dar, die A WAU tühren könnte, da{fß Z Beispiel Baukolonnen aus anderen
Ländern in der Bundesrepublik arbeıiten wuüurden. Um 1er Wettbewerbsverzer-
FUNsSCH vermeıden, sollen ach Auffassung der EG-Kommuissıon die Jeweıls

Arbeitsort geltenden Löhne un Arbeitsschutzvorschriften der Ma{(stab se1n,
nıcht die der Herkunftsländer.

Mitbestimmung un Gewerkschaften 1m Binnenmarkt

Durch den Binnenmarkt wiırd CS A WAU kommen, da{fß Unternehmen in Nachbar-
ändern verstärkt Zweigniederlassungen unterhalten, andere Unternehmen ber-
nehmen, möglicherweise ıhren S1tz 1Ns Ausland verlagern. Diese Entwicklungen
haben iın der Bundesrepublık Befürchtungen autkommen lassen, da{fß$ 1er dıe
Unternehmensmitbestimmung unterlauten un die Mıtbestimmung durch den
Betriebsrat, die be1 jedem Betriebh in Deutschland unabhängig VO der Herkuntft
des E1gentümers yarantıert ISt;, auf der Konzernebene unterbleiben wiırd 17

Einzelne Unternehmen (z.B der führende europäıische Automobilkonzern
haben bereits eınen europäıischen Betriebsrat hne gesetzliche Verpflich-

tung eingeführt. Die EG-Kommuıissıon strebt be] grenzüberschreitenden Unter-
nehmen ab eıner bestimmten Größenordnung die Einführung europäıischer Be-
triebsräte Be1 der Unternehmensmitbestimmung hat S1C einen Vorschlag VOI-

gelegt, der den Mitgliedsländern die Wahl 7zwiıischen Tre1 verschiedenen Modellen
der Miıtwirkung der Arbeitnehner auf Unternehmensebene Aälßt

Die rage der Mıtbestimmung hat EG-Gremıien selmt mehr als 15 Jahren be-
schäftigt, hne da{fß w} 1er P eiıner FEinıgung gekommen 1St. Das deutsche Mitbe-
stimmungsmodell stellt ın kuropa eine Ausnahme dar, weıl ın anderen Ländern
sıch andere ‘“Ormen der Arbeıitsbeziehung entwickelt haben Dıies lıegt allem
daran, dafß innerhalb der die Gewerkschaftsbewegung sehr heterogen 1st. In
vielen Ländern 1st S1C in Richtungsgewerkschaftten gespalten. Häufig handelt
sıch urn Berufsgewerkschaften einzelner Arbeitnehmergruppen. In manchen
Ländern o1bt C mehr als [01010 Minigewerkschaften (Z.B Grofßßbritannien). Be1i
vielen so7z1alıstisch-kommunuistisch Orlıentlierten Gewerkschaften anderer
Länder W ar das deutsche, vergleichsweise sozialpartnerschaftlıch ausgerichtete
Modell als „Kollaboration mıt dem Klassenfeind“ verpont. SO 1St die Bundesre-
publık das einz1ge EG-Land, iın dem Regierung, Arbeıtgeber un Gewerkschaf-
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ten gemeınsam eınen Katalog für soz1ıale Miındeststandards der Gemeinschaft Z
Verankerung auft der EG-Ebene vorgelegt habenE A Es 1ST hoffen, da{ß die Irrıtatiıonen ach dem Zusammenbruch des Soz1alıs-
11US$S manche stark ıdeologisch gepragte Weltbilder verändern un die Gewerk-
schaften ıhre berechtigte un: unverzichtbare Funktion iınnerhalb der Marktwirt-
cchaft detinieren lassen, deren Überwindung postulıeren. Auft der (56-
genseıte der Unternehmer wırd in anderen EG-Staaten die konfrontative (z€e
werkschaftsposition auch durch eınen „Herr-ım-eigenen Haus“-Standpunkt der
Unternehmer ebenso W1e€ durch eıne oroße soz1ıale ı1stan7z (Ausbildung der Ma-

ıIn Privatschulen un: Eliıteuniversitäten) bestärkt.
Wıe schwier1g Gewerkschaften die Anpassung die moderne Arbeitswelt

tallt, zeıigt sıch daran, da{ß auch der DGB den gesellschaftlichen Veränderungen
und der Entwicklung der modernen Arbeitswelt weıt hinterherhinkt, eLIwa hın-
sichtlich seiner Miıtgliederstruktur, die der Arbeitswelt VO  — 1960 entspricht !®.
Diese Probleme haben den DGB Anfang 997 endlich veranladßßt, eıne grundle-
gende Urganısat1ons- un Programmdiskussion beginnen.

Be1 den europäischen Regelungen ordert der DGB mMıt Druck auf die Bundes-
regıerung, pCr EG-Rıichtlinien deutsche Strukturen sıchern un 1E möglıchst
anderen Ländern aufzudrängen. Wenn solche Mıtbestimmungsregelungen VO

den Betrottfenen nıcht akzeptiert werden un die ach dem deutschen Betriebs-
verfassungsgesetz geforderte „vertrauensvolle Zusammenarbeit“ nıcht zustande
kommt, könnten S1Ce sıch cher destruktiv auswirken.

Die Angst deutsche Miıtbestimmungsregelungen (die Ja bei der Unterneh-
mensmitbestimmung 11UTLTE 15 Prozent der deutschen Arbeitnehmer betreffen) IST
verftehlt, WenNnNn diese tatsächlich effizıenzsteigernd und gemeinwohltörderlich
sınd, ındem S1e Konflikte reduzieren, Konflikte entschärfen, Konfliktlö-
SUNSgCH erleichtern un den Interessen der Arbeitnehmer entsprechen. Denn
dann würde eın Unternehmen, das NUur der Mitbestimmung seinen Sıtz 1Nsd C A n H l - Ausland verlagert, doch in der Konkurrenz qualifizierte Arbeitskräfte D

rückfallen. Nıcht die Soziallehre der Kırche (Centesimus 35%% sondern
auch das Management Unternehmen wei(ß (z.B Volkswagen), da{fß seın
wertvollstes Vermögen dıie arbeitenden Menschen sind, die viel weniger ersetzbar
sınd als das Kapital, das jeden Tag al der Boörse seınen Besıitzer wechselt und
auch problemlos wechseln kann. Deshalb sollte auch der DGB den Wettbewerb
unterschiedlicher Mitbestimmungsregelungen innerhalb der EG nıcht unterbin-
den Denn CNn sıch die deutschen Regelungen 1m Wettbewerb bewähren, WUur-
de der Verdacht ausgeraumt, da{fß diese Regelungen IC primär den Arbeitneh-
merinteressen als vielmehr denjenıgen betriebsexterner Gewerkschattstunktionä-

entsprechen. Wenn der DGB aber den Wettbewerb scheut, ındem CT durch
Eıntlußnahme auf politische Entscheidungen den Wettbewerb unterbindet, WwWUur-
de GT die Kritiker indirekt bestätigen.
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oz1ıale Sicherung zwıschen Harmonisıierung un: Wettbewerb

uch für die Institution der so71alen Siıcherung stellt sıch die rage ach CUT'

paeinheıtlıchen Regelungen der ach einem Wettbewerb der 5Systeme. Gegen-
wärtıg unterscheiden sıch die soz1alen Sıcherungssysteme innerhalb der ach
Art der Fınanzıerung (aus Steuermuitteln der Beıträgen), ach Organısatıon
(staatlıcher Gesundheitsdienst VCISUS privatwirtschaftliches Angebot), des Sıche-
rungsumfangs (Minimalabsicherung VETrSUS Lebensstandardsıcherung), ach Art
der Verwaltung (durch Staat der Tarıtpartner), ach Rechtsstatus (garantıerte
Pflichtleistungen VETITSUS Ermessensleistungen), ach Schwerpunktsetzung (Z.B
Stellenwert der Famıilie) relatıv stark. FEıne kurzfristige Angleichung der Soz1al-
leistungen europaweıt auf deutsches Nıveau würde 1000 Milliarden Jahr-
ıch ertordern. Der EG-Haushalt umtafßt 1992 NUr ZzuL 128 Milliarden (60
Prozent Agrarsubventionen), da{fß eıne solche Angleichung nıcht 11UT völlig
unrealistisch ware. Sıe ware auch nıcht wünschenswert.

Gerade bel hochentwickelten Ländern mıt dem umfangreichsten Sıcherungs-
SYSTEM wiırd zunehmend zweıfelhaft, ob jedes 7zusätzliche Sozlalgesetz, jede
sätzlıche tinanzıelle Leıistung in soz1ialethischer Hınsıcht auch och eiınen Fort-
schriıtt darstellt. Es xibt deutliche Anzeichen dafür, da{fß neben Schweden auch
dıe Niederlande (höchste Sozialausgaben der EG) mMIıt ıhrem ausgedehnten
Wohlfahrtsstaat ıhr wiırtschaftliches Leistungsvermögen überzogen haben, nıcht
zuletzt deshalb, weıl angesichts hoher Steuer- un!: Beitragsbelastung der Arbei-
tenden eiınerseıts un! eınes hohen Sıcherungsniveaus ZAUR Beispiel für Arbeitslo-
> Invalıde un Rentner andererseıts Arbeit zunehmend unattraktıver geworden
IST. Dıie verschiedenen Reformen (Gesundheitsreform, Rentenreform) in der
Bundesrepublik weılsen ebentalls auf Ordnungsprobleme 1mM Sozlalsystem hın
Zudem kommt s in eiınem ausgedehnten Wohlfahrtsstaat einer Entpersönli-
chung der Hiılfegewährung un!: eıner Verbürokratisierung. Diese Mißachtung
des Subsıdiarıtätsprinz1ıps durch den Wohltfahrtsstaat wırd 1ın Centesimus
(Nr 48) kritisiert, da 1im Ergebnis die propagıerten soz1alen Absıchten eınen hu-

Rückschritt darstellen.
Pa den länderspezıfischen Eigenständigkeiten im Soz1ialbereich gehört auch

das deutsche, durch die staatlıche Rechtsordnung geschützte ‚Kartell“ der sechs
Wohlfahrtsverbände (Marktführer Carıtas) 19 uch jer. wiırd eıne Marktöffnung
ZUgUuNstCN auch kommerzieller Anbieter soz1ıaler 1lenste aus anderen (z-1.an-
ern erfolgen. SO lange durch die hohe Motivatıon der Beschäftigten der Wohl-
fahrtsverbände, die Mobilisierung ehrenamtlichen ngagements SOWI1E den Ver-
zıcht auf Gewinnerzielung die gemeınnützıgen Anbieter kostengünstiger als
kommerzielle arbeıten, dürften S1€e sıch 1m Wettbewerb behaupten. Der nN-
tielle Wettbewerb sollte aber auch 1er Anlatfi$ se1n, ber Innovatıonen un Vei=

besserte Managementkapazıtäten nachzudenken.
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Insotern 1St nıcht eıne Harmonisierung der Soz1alpolitik auf dem höchsten Nı-
VCau NgECSALL, sondern eın Wettbewerbh VO  = Soz1lalsystemen, eın Vergleich
mi1t anderen Ländern eigene Fehler autfdeckt un: Lernmöglichkeiten eröffnet.
Durch wechselseıtige Lernprozesse annn CS längerfristig schon eıner evolu-
tıven Annäherung verschiedener Sozlalsysteme kommen. Da Politiker das Adıt-
decken VO Fehlentscheidungen durch Vergleich miıt besseren Alternativen
scheuen, 1st aber befürchten, da{fß ın der nıcht der ach dem Subsidiarıtäts-
prinzıp geforderte Freiraum eigenverantwortlicher Gestaltung VO Soz1alsyste-
INCN in nationaler Verantwortung verbleibt, sondern CS eıner voreiligen Har-
monIsıerung kommt.

Schlufßfolgerungen
Die Verwirklichung des Binnenmarkts Zzu Januar 993 stellt den Be-

dingungen, da{ß umweltpolıtische Gesichtspunkte beachtet und die Aufßtenhan-
delsbedingungen für die Driıtte Welt verbessert werden, eın so7z1alethıisch legıit1-
LL1CS Ziel dar

Durch die Ausweıtung der Strukturfonds Zzugunsten wenıger entwickelter
Regionen ISt VO  . reicheren Regionen der Gemeinschaft ein soliıdarıscher Aus-
gleich geschaffen worden, der den wenıger entwickelten bzw VO  w} Strukturkrisen
betroffenen Regionen echte Chancen bietet, ıhren Rückstand verringern.
in zurückgebliebenen Regionen der E  ’ ob in Entwicklungsländern der den
Reformstaaten des rüheren Ostblocks, ımmer mussen die Eıgenanstrengungen
den zentralen Beıtrag eısten (Centesiımus 28, Der Eigenbeıtrag eNt-

scheidet letztliıch darüber, ob ftremde Hıiılfe in eın Fafß hne Boden fließt und kei-
LICH Ertrag bringt der die Überwindung VO wiırtschaftlichen Problemen schnel-
ler un mMı1t geringeren soz1alen Anpassungskosten ermöglıcht.

Da im Projekt des Binnenmarkts wirtschaftliche Aspekte dominieren,
liegt daran, da{ß durch die Beachtung des Subsidiarıtätsprinz1ıps 1Ur dıejenıgen
Regelungsbereiche auf der EG-Ebene behandelt werden, die OIrt auch iıhren
sachgerechten Ort haben Da Güter, Dienstleistungen un: Kapital, soz1alethisch
erwünscht, mobiler als Menschen siınd, mussen für diesen Bereich mehr un:
tassendere Regelungen als 1im sozlalpolıtischen Bereich getroffen werden. Die für
einen Bınnenmarkt notwendigen un unverzichtbaren soz1alpolıtischen Regelun-
Cn sınd größtenteıls bereıts rechtsverbindlich verabschiedet b7zw lıegen als
Rechtsentwurf der FEG-Kommıissıon VO  - ine Entwicklung, W1e€ S1€E in den s0er
Jahren ın den USA stattfand, CS wiırtschaftliches Wachstum hne gleichzeıti-
SCn soz1ı1alen Fortschritt vab, 1St tür den gemeiınsamen Binnenmarkt nıcht be-
türchten.

ıne schnelle und weitergehende Harmonisierung VO  w} arbeitsmarkt-
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und soz1alpolitischen Regelungen l'ld Sozialleistungen SOWIE eiıne zentrale f1-
nanzpolıtische Verantwortung der für Sozlalleistungen ber die bestehenden
Strukturfonds hınaus würden enNtgegenN dem Subsidiaritätsprinzip weder den 11Aa-

tionalen Traditionen und Eigenständigkeiten 1im Sozlalsystem och der unter-
schiedlichen Sozialstruktur un der finanziellen Leistungsfähigkeit der einzelnen
Länder gerecht. uch bei unterschiedlichen Instiıtutionen anı der Wettbewerbh
seiıne primäre Funktion erfüllen, eın Vertahren se1n, in dem Innovatıonen her-
vorgebracht un geprüft werden.
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